
D ie 9. Landesgesundheitskonfe-
renz am 1. September 2000 in 
Aachen befaßte sich unter ande-

rem mit zwei für die Zahnheilkunde 
relevanten Themenkomplexen:

"" Die Rolle der lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften
bei der Reform der europäischen
Gesundheitssysteme
"" Das Netzwerk Patienten-

beratung NRW

Thematisch birgt der erste Punkt für
unsere Kammer eine herausragende
Bedeutung. Der Vorstand wird sich damit
intensiv befassen und die notwendigen
Schritte auf den Weg bringen. Darüber
wird an dieser Stelle in einer späteren
Ausgabe des RZB berichtet werden.

In einer zurückliegenden Sitzung hat
der Vorstand seine Beteiligung am zwei-
ten Komplex, an der Arbeitsgemeinschaft
„Netzwerk Patientenberatung NRW“ be-
schlossen. Gerade in diesem Jahr hat
die Zahnärztekammer Nordrhein eine te-
lefonische Patientenberatung auf der Ba-
sis einer Free-Call-Nummer eingerichtet.
Die Nachfrage ist in den zurückliegen-
den Wochen rasant gestiegen. Die nun
vorhandenen Strukturen zur Patienten-
beratung bedürfen der Weiterentwicklung
und werden schließlich in das Netzwerk
eingebunden werden.

Die Landesgesundheitskonferenz
hat den Entwurf eines Antrags der Ar-
beitsgemeinschaft in Gründung ,,Netz-
werk Patientenberatung NRW“ zur För-
derung nach § 65b SGB V gebilligt.

Ausgangssituation: In der heutigen
Zeit wünschen wir den interessierten
und informierten Patienten als Partner
des Praxisteams. Die dadurch gewon-

nene Compliance ist von zentraler Be-
deutung für die Weiterentwicklung einer
effizienten gesundheitlichen Versor-
gung. Einerseits werden die Patienten-
souveränität, Eigenverantwortung und
Mitwirkung der Patientinnen und Patien-
ten also durch die Beratung gestärkt. An-
dererseits wird dem Bedarf der Bürge-
rinnen und Bürger, der Patientinnen und
Patienten, nach Transparenz der Ver-
sorgungsstrukuren durch die Zurverfü-
gungstellung objektiver Informationen
durch das Angebot eines qualifizierten
Informations- und Beratungsmanage-
ments Rechnung getragen.

Netzwerk Patientenberatung NRW:
Das Modellprojekt dient dem Abbau von
Defiziten im Beratungsangebot unter
Nutzung der vorhandenen Daten- und
Strukturkompetenz sowie Nutzung der
vorhandenen Erfahrungen und Aktivitä-
ten. Es soll eine zweckdienliche Trans-
parenz geschaffen werden. Der Erhalt
der jeweiligen Verantwortlichkeiten und
Zuständigkeiten wird gewährleistet.

Ziele: Es soll eine koordinierte Be-

darfsanalyse des Beratungsgeschehens
erfolgen unter anderem zur Identifikation
von „Lücken und Defiziten“. Die Arbeits-
gemeinschaft soll Qualitätsstandards für
die Informations- und Beratungsaufga-
ben vereinbaren. Der Ausbau und die
Weiterentwicklung von Beratungsange-
boten erfolgt im Rahmen der jeweiligen
Zuständigkeiten.

Projektstruktur: Der Aufbau und die
Durchführung des Netzwerkes erfolgt
durch die Arbeitsgemeinschaft in der
Rechtsform einer BGB-Gesellschaft. Der
Aufbau und die Entwicklung soll in drei
Ebenen erfolgen:
1. Eine zentrale Management- und Clea-

ringstelle.
2. Eine Koordinationsstelle an der

Schnittstelle von institutioneller und
nichtinstitutioneller Beratung (Patien-
ten- und Selbsthilfenetze).

3. Eine Verknüpfung des Netzwerks mit
beteiligten Kommunen.

Das Zentrum für Telematik im Gesund-
heitswesen (ZTG) NRW wird die Arbeit
des Netzwerkes durch Zurverfügung-
stellung internetgestützter Informationen
unterstützen. So werden die Patienten-
beratungsstellen im Internet durch das
„Portal Gesundheit NRW“ erreichbar
sein. Dr. Rüdiger Butz
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Bericht von der 9. Landes-
gesundheitskonferenz

Am 6. September 2000 fand in
Wuppertal ein historisches Treffen
statt. Der Bergische Zahnärzte-

verein hatte eingeladen und Abordnun-
gen der Vorstände der Zahnärztlichen
Gesellschaft in Hagen und der 
Niederrheinischen Zahnärztlichen
Gesellschaft (Essen) waren zu diesem
informellen Treffen erschienen.

Der Bergische Zahnärzteverein war
vertreten durch Dr. Hans Roger Kolwes
(Vorsitzender), Dr. Manfred Odendahl,
Dr. Achim Rust, Dr. Joachim Oberhei-
den und Dr. Christoph Sandweg. Aus
Hagen kamen Dr. Klaus Gerlich (Vorsit-
zender) sowie Dr. Elke Säuberlich und
Dr. Klaus Partenheimer. Die Essener
Gesellschaft wurde durch den Vorsit-
zenden Dr. Andreas Scheik repräsen-
tiert.

Nachdem im lockeren Gespräch vie-
le Gemeinsamkeiten gefunden wurden
(wozu auch die lange Tradition gehört –
der Bergische Verein wurde bereits 1896
gegründet, die Niederrheinische Gesell-
schaft 1905), beschloß man, in Zukunft

Tradition hoch drei

ACHTUNG: Der Druckfehler-
teufel hat zugeschlagen!

RZB 10/2000, Seite 30
Richtig ist: Die Frist zur Neu-
beschreibung einer präventions-
orientierten modernen Zahnheil-
kunde und deren Neubewertung
läuft entsprechend SGB V § 87 am 
31. Dezember 2001 ab.

„Die Regierungserklärung von Ministerprä-
sident Wolfgang Clement zur Legislatur-
periode 2000 bis 2004 dauerte über zwei
Stunden, davon zwei Minuten für die 
gesamte Gesundheitspolitik. Das sagt 
etwas aus, welchen Stellenwert die führen-
den Sozialdemokraten in NRW diesem
Thema in der Praxis widmen.“

Dr. Jana Pawlik, MdL (F.D.P.)
am 16. 10. 2000 in Düsseldorf

Z I T A T

zu kooperieren. Als erste Maßnahme
sollen die Fortbildungsangebote aller
drei Gesellschaften den jeweiligen Kol-
leginnen und Kollegen zu Mitglieder-
preisen zugänglich gemacht werden.
Weiterhin wird angestrebt, in Zukunft
einmal jährlich eine gemeinsame Veran-
staltung zu organisieren.

Die Vorstände erhoffen sich dadurch
eine weitere Belebung ihrer Bemühun-
gen um die Fortbildung der Kollegen-
schaft. Dr. Hans Roger Kolwes




